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Leserforum
Achtung Funkenflug
Zum Beitrag „Vorbild für alle“ in Gefahr/gut-Ausgabe 
03/2014, Seite 32 

Ein schönes Bild aus dem alltäg-
lichen Arbeitsleben – ist es als 
Suchbild zu verstehen?
Was haben ein kurzärmeliges 
Flatter-T-Shirt und Jeanshosen 
mit Arbeitsschutzkleidung zu 
tun? Und für eine Gefahrgut-
zeitschrift besonders peinlich: 
Aceton und andere Chemikali-
en in Kleingebinden im Bereich 

des Funkenflugs!!! In diesem 
Zusammenhang  muss auch auf 
das Tragen von Gehörschutz 
hingewiesen werden – Be-
triebsanweisung für Maschi-
nen, Stichwort „Winkelschlei-
fer“: „... es ist Augenschutz und 
Gehörschutz zu tragen.“
Frank Altmann,
Fluorchemie Dohna 

Frage des Monats
Zwei Kanister in Umverpackung
Das hatten wir gefragt: Es sollen zwei Kanister aus Kunststoff à zehn 
Liter mit UN 1219 nach ADR versandt werden. Zur leichteren Handha-
bung werden die beiden Kanister in eine Umverpackung eingestellt. 
Wie lautet die Angabe zur Anzahl und Beschreibung der Versandstü-
cke im Beförderungspapier nach ADR?

ŰŰ 2 Kanister (49%)
ŰŰ 1 Umverpackung (27%)
ŰŰ 2 x 3H1 - Overpack used (24%)

Die Antwort mit „2 Kanister“ ist unter Absatz 5.4.1.1.1 e) ADR ein-
deutig geregelt. Ein Hinweis kann zusätzlich der Nr. 5-14.1 der RSEB 
entnommen werden. Eine Umverpackung ist gemäß Definition kein 
Versandstück und kann daher nicht als Beschreibung der Versand-
stücke im Beförderungspapier angegeben werden. Als Zusatz ist 
der Hinweis auf eine Umverpackung natürlich zulässig.

27 %

24 %

49 %

Luftfrachtsicherheit 
Globale Standards gefordert
Die International Air Cargo Association (TIACA) fordert globale Stan-
dards für die Zulieferung von Daten als auch für die Frachtdurch-
leuchtung zur Verbesserung der Luftfrachtsicherheit. Der General-
sekretär des Verbandes Doug Brittin empfahl auf der diesjährigen 
World Customs Organization (WCO)-Konferenz der Technical Ex-
perts Group on Air Cargo Security in Brüssel allen Regulierungsbe-
hörden, den Prozess der Informationsbeschaffung durch die WCO 
koordinieren zu lassen. Ein gleichartiges Vorgehen sollte einge-
schlagen werden, um gemeinsame Prozeduren für die Sicherheits-
behörden von Mitgliedstaaten zu etablieren und um einheitliche 
Methoden bei der Frachtscannung zu gewährleisten. Obwohl lan-
desspezifische Datenzulieferungsprogramme durch Zollregulie-
rungsbehörden getestet worden waren, bestünden immer noch Lü-
cken bei den globalen Standards. � Ruth Pfriem
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Kurz & Knapp
VERLADER-BEGRIFF
Im Zusammenhang mit der 
Verordnung zur Änderung der 
Fahrerlaubnis-Verordnung 
(FeV), die am 1. Mai 2014 in 
Kraft tritt, wird in Anlage 13 
FeV der Begriff des „tatsächli-
chen Verladers“ eingeführt.  
Die bislang fehlende klare Be-
griffsbestimmung soll Anfang 
Mai 2014 beim Bund-Länder-
Fachausschuss (BLFA-Gefahr-
gut) diskutiert und das Ergeb-
nis in einen Leitfaden für 
Kontrolleinheiten gefasst wer-
den.  

ADR AUF TÜRKISCH
Das türkische Ministerium für 
Transport und Verkehr hat das 
ADR 2013 insTürkische über-
setzt. Das meldet der türkische 
Transportunternehmerverband 
UND. Die Übersetzung ist über 
den Verband zu beziehen. 

VERPACKUNGEN M268
Deutschland hat am 7. März die 
Multilaterale Vereinbarung 
M268 gezeichnet. Die Verein-
barung erleichtert die Beförde-
rung von gebrauchten Gefahr-
gutverpackungen, leer und 
ungereinigt (UN 3509). Die 
M268 gilt bis zum 31. Dezem-
ber dieses Jahres. 

AWSV WEITERGELEITET
Am 26. Februar hat das Bun-
deskabinett die Verordnung 
über Anlagen zum Umgang 
mit wassergefährdenden Stof-
fen (AwSV) verabschiedet und 
an den Bundesrat weitergelei-
tet. 
Die Verordnung wird die bisher 
geltenden Länderverordnun-
gen ablösen und regelt die Ein-
stufung von Stoffen und Gemi-
schen nach ihrer Gefährlichkeit, 
die technischen Anforderun-
gen, die Anlagen erfüllen müs-
sen, die mit diesen Stoffen und 
Gemischen umgehen, sowie 
die Pflichten der Betreiber die-
ser Anlagen.

Anfang 2013 haben sich die Kennzeichnungsvorschriften geändert.  

Gasflaschen

M273 erlaubt Weiterverwendung alter Gasflaschen

Nachdem auch Spanien die Mul-
tilaterale Vereinbarung M273 ge-
zeichnet hat, können in Deutsch-
land die Erleichterungen dieser 
Regelung angewendet werden. 
Konkret dürfen Flaschen für Gase, 
die nach den bis zum 31. Dezem-
ber 2012 geltenden Vorschriften 
des ADR mit einer UN-Nummer 

gekennzeichnet sind, jedoch 
nicht den ab 1. Januar 2013 gel-
tenden Vorschriften des Unterab-
schnitts 5.2.1.1 ADR hinsichtlich 
der Größe der UN-Nummer und 
der Buchstaben „UN“ entspre-
chen, bis zur nächsten wieder-
kehrenden Prüfung weiterver-
wendet werden. Die Regelung ist 

befristet bis zum 30. Juni 2018. 
Darüber hinaus hat Spanien auch 
die M271 unterzeichnet, die bis-
lang nur in Deutschland und 
Großbritannien galt. Sie gestat-
tet es, Fahrzeugtanks unter 
bestimmten Voraussetzungen 
mit Additivierungseinrichtungen 
auszurüsten.� gh
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Verpackung

Verpackungsverordnung wird novelliert
Der Umweltausschuss des Bun-
destages hat sich mehrheitlich 
für eine Novellierung der Verpa-
ckungsverordnung ausgespro-
chen. Die Koalitionsfraktionen 
stimmten dem von der Bundesre-
gierung vorgelegten Entwurf ei-
ner 6. Novelle der Verpackungs-
verordnung am 12. März 2014 zu.
Mit der Novellierung wird eine 
neue EU-Richtlinie umgesetzt. 
Wegen eines laufenden Ver-
tragsverletzungsverfahrens ge-
gen Deutschland sei Eile geboten, 

sagte die Parlamentarische Staats-
sekretärin im Bundesumweltmi-
nisterium, Rita Schwarzelühr-Sut-
ter (SPD). Sie machte zugleich 
deutlich, dass mit der Übernahme 
der Beispiele aus der EU-Verpa-
ckungsverordnung und der Klar-
stellung des Begriffs der Trans-
portverpackung „keine Änderung 
der materiellen Rechtslage erfolgt“.
Von einer „Eins-zu-eins-Umset-
zung“ des EU-Rechts sprach der 
Vertreter der Unionsfraktion. Ge-
regelt wird zum Beispiel, „dass 

Frachtcontainer keine Transport-
verpackung sind“. Anderseits 
würde eine Liste von Beispielen 
übernommen, was als Verpa-
ckung gilt. Faktisch ändere sich 
dadurch aber nichts. 
Das Wichtigere kommt in der 7. 
Novelle der Verpackungsverord-
nung, die kurz nach der 6. Novel-
le Bundestag und Bundesrat pas-
sieren soll. Langfristiges Ziel 
müsse die Schaffung eines Wert-
stoffgesetzes sein, sagte der Ver-
treter der SPD-Fraktion.�A. Giesse
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Das Plenum des EU-Parlaments 
hat das Gesetzespaket verab-
schiedet, mit dem technische 
Fahrzeugkontrollen europaweit 
vereinheitlicht und verbessert 
werden sollen. Die neuen Regeln 
sollen ab Frühjahr 2018 gelten. 
LKW sind vor allem durch neue 
Vorschriften für Unterwegskont-
rollen davon betroffen.
Der kürzlich in Straßburg ange-
nommene Text bleibt als Kom-
promiss zwischen EU-Parlament 
und den EU-Mitgliedsländern 
hinter strengeren Vorschriften 
zurück, die die EU-Kommission 
vorgeschlagen hatte. 
„Für deutsche Autofahrer ändert 
sich nichts, aber wir exportieren 
die deutschen Sicherheitsstan-
dards nach ganz Europa“, sagte 
nach der Abstimmung Markus 
Ferber (CSU), der die Vorschriften 
für Unterwegskontrollen von 
LKW als so genannter Schatten-

berichterstatter im EU-Parlament 
bearbeitet hatte.
Für LKW verpflichtend neu wird 
die EU-Vorgabe sein, dass ein EU-
Mitgliedsstaat innerhalb eines 
Jahres mindestens so viele Fahr-
zeuge durch Unterwegskontrol-

len überprüfen soll, dass die Zahl 
fünf Prozent der in dem Land zu-
gelassenen LKW entspricht. 
Auch der Tachograph soll künftig 
bei Unterwegskontrollen ver-
pflichtend geprüft werden. Die 
Daten von solchen Kontrollen 

sollen in eine Datenbank gespeist 
werden, auf die Kontrollbehör-
den in allen EU-Ländern Zugriff 
haben sollen. Nationale Zulas-
sungsbescheinigungen für den 
Straßenverkehr sollen in den an-
deren EU-Ländern anerkannt 
werden.
Die Klassifizierung nach vertrau-
enswürdigen und weniger ver-
trauenswürdigen Unternehmen, 
deren Fahrzeuge entsprechend 
häufiger oder weniger häufig für 
Unterwegskontrollen aus dem 
Verkehr gezogen werden sollen, 
bleibt dagegen genauso eine 
freiwillige Maßnahme der Mit-
gliedsländer wie die verpflichten-
de Kontrolle der Ladungssicher-
heit. 
Entscheidet sich ein EU-Mit-
gliedsstaat allerdings zu diesen 
Kontrollen, sollen sie einem euro-
paweit einheitlichen Muster fol-
gen. � Kai WagnerFahrzeugkontrollen werden EU-weit einheitlicher.

Fahrzeugkontrollen

Kompromiss gefunden
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Lithium-Metall-Batterien

Arbeitsgruppe empfiehlt Restriktionen

Unterschiedliches Gefährdungspotenzial je nach  Batterietyp.

förderung in kleinen Mengen 
(„based upon a performance-
based criteria for packaging such 
batteries“) 
Option 4: Option 3 plus Geneh-
migung von sehr kleinen Zellen

ŰŰ Performance based approach 
(zu entwickeln durch eine klei-
ne „Cargo Safety Group“)

ŰŰ Frachtflugzeuge: Entscheid 

durch DGP WG/14 im Oktober
Es ist geplant, dass sich die Ar-
beitsgruppe vom 7. bis 11. April 
2014 zu einer weiteren Sitzung in 
Montreal trifft. Die Befürchtung 
steht im Raume, dass bei einem 
Verbot viele dieser Batterien un-
deklariert versandt würden. 
Erwin Sigrist 
scienceindustries, Schweiz

Anfang Februar traf sich eine in-
terdisziplinäre Arbeitsgruppe bei 
der Federal Aviation Administra-
tion (FAA) in Atlantic City/USA, 
um ein mögliches Verbot des 
Transports von Lithium-Metall-
Batterien der UN-Nummer 3090 
im Luftverkehr zu diskutieren. 
Eine wichtige Frage betraf die 
Unterschiede zwischen Passa-
gier- und Frachtflugzeugen. Es 
wurde unter anderem festgehal-
ten, dass Lithium-Metall-Batteri-
en für den Transport mit Passa-
gierflugzeugen verboten werden 
sollten. Dies propagierten die 
USA mit dem Hinweis, dass dies 
in den Vereinigten Staaten seit 
etwa 2004 so gehandhabt werde 
und man keine Probleme damit 
habe.
Gleichzeitig wurde von ICAO da-
rauf hingewiesen, dass im Annex 
6 (ICAO Chicago Convention) – 

Operation of Aircraft – von kom-
merziellen Flugzeugen die Rede 
sei, aber keine Unterscheidung 
zwischen Passagier- und Fracht-
flugzeugen gemacht werde. Es 
wurde empfohlen, „Performance 
Standards“ zu entwickeln, die für 
den Transport mit Frachtflugzeu-
gen angewandt werden könnten. 
Diese könnte man auch dazu nut-
zen, Genehmigungen für solche 
Transporte zu erteilen.
Man einigte sich schließlich auf 
folgende Empfehlungen an das 
„ICAO Dangerous Goods Panel“:
ŰŰ Weitere Restriktionen für den 

Transport von Lithium-Metall-
Batterien mit kommerziellen 
Passagierflugzeugen
Option 1: Totales Verbot auf Pas-
sagierflugzeugen 
Option 2: Verbot mit der Möglich-
keit von Sonderbewilligungen 
Option 3: Genehmigung zur Be-


